
Zweite Erhöhung: 

Sozialticket? 

Im Gegensatz 
zur Sozialen 
Liste und 
vielen ande¬ 
ren, die ein 
Sozialticket 
fordern, 
welches 
seinen Na¬ 
men auch 
verdient, 
erhöht der 
VRR die Kosten für das Sozial¬ 
ticket in diesem Jahr zum zwei¬ 
ten Mal. 

Der Regelsatz für Verkehr im 
Hartz IV-Bezug beträgt derzeit 
25,45 Euro. Nach der nochmali¬ 
gen Erhöhung kostet das Sozial¬ 
ticket nunmehr 34,75 Euro. Das 
sind fast 10 % des zur Verfügung 
stehenden Einkommens eines Ar¬ 
beitslosengeld Il-Beziehers. Für 
viele Einkommensschwache wird 
die geforderte Mobilität somit fast 
unmöglich. 

Die Soziale Liste Bochum setzt 
sich langfristig für die Einführung 
eines kostenlosen Tickets ein, um 
Menschen mit geringem Einkom¬ 
men am gesellschaftlichen Le¬ 
ben uneingeschränkt teilnehmen 
zu lassen. (WoSchu) 

Reaktivierung: 

Deponie Kornharpen 

Die 2009 stillgelegte Deponie 
Kornharpen soll nach Plänen des 
USB möglicherweise als Bau¬ 
schuttdeponie reaktiviert werden. 
Entsprechende Planungen wur¬ 
den vor wenigen Tagen bekannt. 

Deutschland am Ende: 

16 EU-Staaten 

erhöhen 

Mindestlohn 

16 von 22 EU-Staaten mit Min¬ 
destlohn haben diesen zu Jah¬ 
resbeginn angehoben, Deutsch¬ 
land nicht! Die Erhöhungen ha¬ 
ben durchschnittlich fast 5 % 
betragen. 

Auch real haben die Mindestlöh¬ 
ne in den meisten EU-Ländern 
zugelegt, denn die Inflation sei 
gering. Der deutsche Mindestlohn 
von 8,50 Euro in der Stunde liegt 
dabei unter den Gehaltsunter¬ 
grenzen in den übrigen westeuro¬ 
päischen Staaten. Dort gilt eine 
Minimalvergütung von mindestens 
neun Euro. In Frankreich beträgt 
der Mindestlohn demnach 9,67 
Euro in der Stunde, in den Nieder¬ 
landen sind es 9,36 Euro, in Irland 
9,15 Euro und in Belgien 9,10 
Euro. Auch in Großbritannien wer¬ 
den die Beschäftigten besser be¬ 
zahlt, umgerechnet erhalten sie 
pro Stunde mindestens 9,23 Euro. 


Schreiben Sie uns: 

i nf o @ soziale-l iste-boch u m.de 



Wolfgang 

Schumacher 


Soziale Liste fordert neue Gesamtschulen: 

Elternwille wird seit über 10 
Jahren missachtet 

Nicht hinnehmbar ist die Absage der Anfrage von 150 Kindern und ihren Eltern ab dem Schuljahr 
2016/17 von der Grundschule auf eine Gesamtschule zu wechseln. Die Soziale Liste im Rat setzt 
sich daher für die Einrichtung von drei (3) weiteren Gesamtschulen ein und diese in die künftige 
Schulentwicklungsplanung aufzunehmen. Unabhängig davon soll mit der Einrichtung einer Ge¬ 
samtschule sofort begonnen werden. Hier ist auch der Trend zum Bevölkerungswachstum und zur 
Zuwanderung zu berücksichtigen. 


Größte Demo seit 

Rheinhausen: 

Stahlindustrie 

erhalten! 

Über 20.000 Stahlarbeiter ha¬ 
ben am 11. April in Duisburg 
für den Erhalt ihrer Arbeitsplät¬ 
ze demonstriert. Duisburg er¬ 
lebte die größte Stahlarbeiter- 
Demo seit der umstrittenen 
Schließung des Werks in Rhein¬ 
hausen vor rund 30 Jahren. 


Aus Sicht der Sozialen Liste ist 
es skandalös, dass die Stadt Bo¬ 
chum seit über 10 Jahren den 
Elternwunsch nach weiteren 
Gesamtschulplätzen ignoriert. 
Bereits im Jahr 2005 hat die Ver¬ 
waltung auf Anfrage der Sozialen 
Liste zugegeben, dass „145 Schü¬ 
lerinnen und Schüler nicht auf 
eine der vier städtischen Schulen 
aufgenommen werden konnten“. 
Auch in den Folgejahren gab es 
immer eine hohe Anzahl von Ab¬ 
sagen. 


Helgard Althoff, Vorsitzende der 
Sozialen Liste, erläutert: „Schul- 
und Bildungspolitik muss die Mög¬ 
lichkeit schaffen, dass Kinder bis 
zum gewünschten Abschluss ge¬ 
meinsam lernen. Nur so kann al¬ 
len Kindern, auch denen aus ein¬ 
kommensschwachen Familien, 
Chancengleichheit geboten wer¬ 
den. Für Bochum ist daher die 
Errichtung von weiteren Gesamt¬ 
schulen erforderlich.” 

Diese Notwendigkeit ergibt 
sich auch aus allen PISA- und 


sonstigen 
Studien zum 
Thema Schul- 
und Bildungs¬ 
politik der 
letzten Jahre. 
Die Soziale 
Liste sieht 
daher für die 
Stadt Bochum 
einen großen 
Handlungs¬ 
bedarf! 



Helgard Althoff 


„Vision Innenstadt 2030”: 

Abriss des BVZ geplant 

Für Aufregung unter den Ratsparteien hat die Mitteilung des Oberbürgermeisters gesorgt, dass 
das „Bildungs- und Verwaltungszentrum (BVZ)” hinter dem Rathaus abgerissen und dort eine 
„attraktive Wohnbebauung” erfolgen soll. Stattdessen will sich die Stadt als Großmieter an dem 
Projekt „Viktoriaquartier” beteiligen. 

Mit den Plänen soll ganz offen¬ 
sichtlich das „Einzelhandel- und 
Dienstleistungscenter Stadtquar¬ 
tier Viktoriastraße”, das 2013 be¬ 
schlossen worden war und in der 
Bevölkerung sowie bei Gewerbe¬ 
treibenden und Kaufleuten um¬ 
stritten ist, gerettet werden. Die 
hochtrabenden Pläne laufen un¬ 
ter dem Titel „Vision Innenstadt 
2030”. 

Die Soziale Liste wird im Rah¬ 
men ihrer Möglichkeiten dazu bei¬ 
tragen, das die Pläne, deren Sinn/ 

Unsinn und deren Finanzierung 
in einer breiten Öffentlichkeit be¬ 
kannt gemacht und diskutiert wer¬ 
den. 



Die Soziale Liste fordert: 

Bezahlbare Wohnungen 

schaffen! 


Die Versäumnisse in der Wohnungspolitik werden in der letzten Zeit verstärkt in der Öffentlichkeit 
diskutiert. Diese Diskussion muss sich auch in dem Handlungskonzept Wohnen in Bochum 
widerspiegeln, das zur Zeit im Rat diskutiert wird. Insbesondere soll die Schaffung von „mehr 
bezahlbarem Wohnraum”, wie es der Deutsche Städtetag aktuell fordert, im Fokus stehen. 


Die Stadt Bochum ist vor dem 
Hintergrund des jüngsten Bevöl¬ 
kerungszuwachses und des Zu¬ 
zuges von Flüchtlingen, die men¬ 
schenwürdige Wohnungen brau¬ 
chen, zum Eingreifen in den Woh¬ 
nungsmarkt aufgerufen, fordert 
die Soziale Liste. Zudem muss 
auch verhindert werden, dass der 
Nachholbedarf im sozialen Woh¬ 


nungsbau von Investoren genutzt 
wird, hohe Profite aus der Woh¬ 
nungsnot zu schlagen. 

Da die „Wohnungswirtschaft”, 
auch die VBW, wenig Interesse 
am sozialen Wohnungsbau zei¬ 
gen, sieht die Soziale Liste au¬ 
ßerdem die Notwendigkeit eines 
höheren Engagements der Stadt 
Bochum in dieser Frage. Die 


Schaffung einer Satzung zum 
Schutz und Erhalt von Wohnraum, 
wie sie in Köln und Münster er¬ 
folgte, ist auch für Bochum unbe¬ 
dingt notwendig. 

Weitere Informationen zum 
Thema Wohnungspolitik auf 
Seite 2 und 3 


Wieder ging es um die Zukunft 
tausender Arbeitsplätze. „Geht 
der europäische Stahl den Bach 
runter, dann sind Millionen von 
Arbeitsplätzen in Europa in Ge¬ 
fahr”, sagte IG Metall-Chef Jörg 
Hofmann. Mit 25 Bussen fuhren 
auch mehre hundert Bochumer 
Stahlarbeiter nach Duisburg und 
ließen die Produktion bei Thys- 
senKrupp in Bochum ruhen. Die 
Stahlindustrie in Bochum hat noch 
über 2.000 Beschäftigte. 

Musikforum: 

Höhere Folge- und 
Betriebskosten 

Neben der drastischen Erhö¬ 
hung der Herstellungskosten 
ist auch ein Anstieg bei den 
Folge- und Betriebskosten für 
das Musikforum zu erwarten. 
Das jedenfalls geht aus dem 
Nutzungskonzept, das dem Rat 
vorgelegt wurde, hervor. 

Darin wird mit Betriebskosten des 
Musikforums, allein für die kon¬ 
zeptionelle Basisnutzung durch 
die Bochumer Symphoniker und 
die Musikschule, von mindestens 
jährlich rund 650.000 Euro ge¬ 
rechnet. Die Soziale Liste kriti¬ 
siert, dass auch „eine Anpassung 
der Ticketpreise an marktübliche 
Größenordnungen” geplant ist. 

Damit ist der Anspruch, mög¬ 
lichst vielen Menschen die Teil¬ 
nahme am kulturellen Leben (hier 
Konzertbesuch der Bochumer 
Symphoniker) in unserer Stadt 
zu ermöglichen, in weite Ferne 
gerückt. 

Jetzt erhältlich: 

Ferienpässe 

Einen kostenlosen Ferienpass 
gibt es auch in diesem Jahr für 
Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahren, die Leistungen nach dem 
SGB II (Grundsicherung für Ar¬ 
beitsuchende), dem SGB XII (So¬ 
zialhilfe), dem Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz erhalten, sowie 
aus Familien, die Wohngeld oder 
einen Kinderzuschlag beziehen 
oder den Vergünstigungsausweis 
der Stadt Bochum besitzen. Für 
die Kinder ist mit dem Ferienpass 
im Sommer u. a. der kostenlose 
Besuch in Schwimmbädern mög¬ 
lich. Ab sofort ist der Ferienpass 
im Zimmer 14 des Beratungs¬ 
und Servicecenters in der Jung¬ 
gesellenstraße 8 erhältlich. 
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Negative Baumbilanz 

Stadt will über 500 
Bäume fällen 

Einen Besorgnis erregenden 
Verlust von 524 Bäumen durch 
Fällungen kündigt die Stadt Bo¬ 
chum an. 

Aus Gründen der „Verkehrssi¬ 
cherheit” will die Stadt in den 
nächsten Wochen 524 Bäume im 
gesamten Stadtgebiet fällen. In 
dieser Zahl sind weitere Fällun¬ 
gen von „erkrankten Bäumen” wie 
z. B. an der Marienstraße in Wat¬ 
tenscheid nicht enthalten. Das 
Ausmaß der Baumfällungen droht 
nach der Überprüfung von weite¬ 
ren 1.500 Bäumen „allein im 
Straßenbegleitgrün” nochmals 
drastisch zu steigen. 

Die Soziale Liste sieht diese 
hohe Anzahl an Baumfällungen 
kritisch und fragt, ob genug getan 
wird um Bäume zu erhalten. „Vor 
allem erfolgen viel zu wenig Er¬ 
satz- und Neupflanzungen”, sagt 
Helgard Althoff, Vorsitzende der 
Sozialen Liste. Ein Beispiel hier¬ 
für sind seit langem die leeren 
Baumscheiben auf dem Huse- 
mannplatz und an anderen Stel¬ 
len im Stadtgebiet. 

„Wir sehen in der außerordent¬ 
lich negativen Baumbilanz einen 
deutlichen Verlust von Natur und 
Lebensqualität in der Stadt. Bo¬ 
chums guter Ruf als grüne Stadt 
nimmt weiteren Schaden”, sagt 
GünterGleising, Ratssprecherder 
Sozialen Liste. Die Soziale Liste 
Bochum tritt seit Jahren vehe¬ 
ment für den Erhalt des Grüns, 
der Wald- und Freiflächen, sowie 
der Flächen mit landwirtschaft¬ 
licher Nutzung ein. 

„Rechtsvereinfachunaen” 

Weitere Entrech¬ 
tung für Hartz IV- 
Empfänger*innen 

Hartz IV-Empfänger*innen sol¬ 
len durch eine Rechtsverein¬ 
fachung genannte Gesetzesän¬ 
derung (9. SGB ll-ÄndG) weiter 
eingeschränkt werden. 

Die geplanten „Rechtsverein¬ 
fachungen“ hebeln sogar die 
Rechtsprechung des Bundesver¬ 
fassungsgerichts aus wie unser 
Beispiel der Mietkosten zeigt. 

Die Jobcenter können eine Ge¬ 
samtmiete nach eigenem Ermes¬ 
sen als angemessene Kosten der 
Unterkunft festsetzen. Diese ge¬ 
plante Regelung verstößt gegen 
die jetzige Rechtsprechung (BSG 
02.07.2009 - B 14 AS 36/08 R), 
nach der eine Bruttowarmmiete 
als Grundlage für die Angemes¬ 
senheit der Unterkunftskosten 
nicht zulässig ist. Neben der an¬ 
gemessenen Kaltmiete nach der 
Wohnungsgröße und dem ört¬ 
lichen Mietspiegel (unterstes Miet¬ 
preisniveau) richten sich zukünf¬ 
tig auch Heizkosten nach der An¬ 
gemessenheit. Dafür ist der bun¬ 
desweite Heizkostenspiegel maß¬ 
gebend, obwohl selbst vom Her¬ 
ausgeber darauf hingewiesen 
wird, dass dieser Heizkostenspie¬ 
gel keine Abrechnungsgrundlage 
für Heizkosten der Transferbe- 
zieher*innen ist. Vielmehr ist er 
als Handlungshilfe für Eigentü¬ 
merinnen gedacht, energetische 
Modernisierungen am Gebäude 
durchzuführen. Übersteigen die 
tatsächlichen Heizkosten der 
Transferbezieherinnen die Wer¬ 
te nach dem bundesweiten Heiz- 


Flüssesiedluna Grumme: 

VBW manipuliert Mietspiegel 

Zahlreiche Mieterinnen in der „Flüssesiedlung” der VBW Bauen und Wohnen GmbH in Grumme 
sind über Mieterhöhungen empört. Einige von ihnen haben sich deshalb an die Soziale Liste 
gewandt. Die VBW hat die Grundmiete mit der Begründung, dass sich die Siedlung in einer 
„gefragten Wohngegend” befindet erhöht und den Höchstwert des Bochumer Mietspiegels für die 
Neuberechnung der Miete angesetzt. 


Allerdings liegt das genannte 
Wohngebiet It. Mietspiegel nicht 
in der Obersten Klasse der ge¬ 
fragtesten Wohngegenden. Dies 
sind in Bochum lediglich Weitmar- 
Mark, Höntrop, Altenbochum und 
Ehrenfeld. Daher hält neben den 
Mietern auch der Mieterverein die 
Erhöhungen nicht für gerechtfer¬ 
tigt. 

Die VBW führt als Begründung 
für ihre Umstellung an, dass es 
sich um ein „Quartier mit aufge¬ 
lockerter Bebauung und sehr gu¬ 
ter infrastruktureller Lage” han¬ 
delt. Das „öffentliche Verkehrs¬ 
netz, wie die A40 sowie die A43, 
sind in wenigen Autominuten er¬ 
reichbar”. Außerdem befinden 
sich „alle Geschäfte des tägli¬ 
chen Bedarfs in unmittelbarer 
Nähe”. Aus Sicht der Sozialen 


Zum Hintergrund: 

Die Aktionäre der Deutschen 
Wohnen haben mehrheitlich das 
derzeitige Vonovia-Angebot nicht 
aus sozialen Gründen den Mie¬ 
terinnen gegenüber abgelehnt, 
sondern weil sie ein höheres An- 


„In der Wohnungspolitik sieht die 
Soziale Liste einen besonderen 
Schwerpunkt zur weiteren, auf die 
Zukunft gerichteten, Entwicklung 
der Stadt. Dies muss sich auch in 
den Zielsetzungen zum Hand¬ 
lungskonzept Wohnen in Bochum 
wiederspiegeln, die z. Z. im Rat 
diskutiert werden. 

Ausgangspunkt dabei muss 
die Sozialstruktur in Bochum sein. 

Dazu 3 Punkte: 

#in Bochum steigt die Anzahl 
der von Armut betroffenen 
Menschen. Laut jüngstem 
Armutsbericht ist die Armuts¬ 
quote in fünf Jahren von 16,5 
% auf 18,7 % der Bevölkerung 
gestiegen. 

f 7 Das Einkommen der Bochu¬ 
mer sinkt ebenfalls (Entlassun¬ 
gen und Schließung von 
Nokia). Der Index für die Kauf¬ 
kraft liegt in Bochum 15 % 


kostenspiegel, muss das Job- 
Center bzw. Sozialamt den Grund 
ermitteln, z.B. fehlende Wärme¬ 
dämmung oder unwirtschaftliches 
Heizen. Um Kosten beim ALG II 
oder der Sozialhilfe zu sparen, ist 
damit zu rechnen, dass die Schuld 
bei der/dem Leistungsbezieher*in 
gesucht wird. Daraus folgt, dass 
die den Heizkostenspiegel über¬ 
steigenden Kosten nicht mehr 
vom JobCenter bzw. dem Sozial¬ 
amt übernommen werden. Bis- 


Liste ist diese Beschreibung mehr 
als geschönt. Denn weder lassen 
sich der tägliche Bedarf an Le¬ 
bensmitteln und Gebrauchsge¬ 
genständen in, oder in der Nähe 
der Flüsssesiedlung einkaufen, 
noch ist eine ärztliche Versor¬ 
gung möglich. Immer muss mit 
dem Bus zur Castroper Straße 
oder in die Innenstadt gefahren 
werden. 

Doch offensichtlich ist sich die 
VBW in der Bewertung ihres 
Wohngebietes selbst nicht sicher. 
Im Dezember 2015 startete sie 
zusammen mit der eBZ - BUSI¬ 
NESS SCHOOL eine Haushalts¬ 
befragung der „sehr geehrten Be¬ 
wohnerinnen der Flüssesiedlung” 
mit 40 umfangreichen Fragen zur 
Wohngegend, Infrastruktur und 
Wohnsituation. 


gebot für den Verkauf ihrer Akti¬ 
en erwarten. 

Damit geht die Spekulation 
unter den Wohnungskonzernen 
in eine neue Runde. Die Konzen¬ 
tration der Immobilienkonzerne 
geht schon seit Jahren zu Lasten 


unter dem NRW-Landesdurch- 
schnitt. 

# Der Bestand von Sozialwoh¬ 
nungen betrug 2004 noch 
26.000 Wohnungen, im Jahr 
2017 werden es nur noch 
11.000 sein. 

Vor diesem Hintergrund muss die 
Wohnungspolitik in Bochum ent¬ 
wickelt werden. Insbesondere 
müsse die Schaffung von „mehr 
bezahlbarem Wohnraum“, wie es 
z. B. Mietervereine und auch der 
Deutsche Städtetag aktuell for¬ 
dern, ein wesentlicher Zielpunkt 
werden. Deshalb ist die öffentli¬ 
che Hand zum Eingreifen in den 
Wohnungsmarktaufgerufen. Dies 
auch besonders vor dem Hinter¬ 
grund des Zuzugs von Flüchtlin¬ 
gen, die menschenwürdige Woh¬ 
nungen brauchen. 

Und! - Es muss auch verhin¬ 
dert werden, dass der Nachhol- 


her wird die Höhe der Heizkosten 
bei einer nach dem SGB II oder 
SGB XII angemessenen Woh¬ 
nung nicht geprüft. 

Außerdem soll bei einem nicht 
notwendigen Wohnungswechsel 
als Angemessenheitsgrenze für 
die neue Wohnung nur die bishe¬ 
rige Gesamtmiete der alten Woh¬ 
nung gelten, selbst wenn die neue 
Miete nach den allgemeinen Kri¬ 
terien des SGB II angemessen 


Die Soziale 
Liste fordert 
von der VBW, 
auf die unge¬ 
rechtfertigte 
und auf der 
eigenmächti¬ 
gen Höherstu¬ 
fung im Miet¬ 
spiegel beru¬ 
henden, Erhöhung zu verzichten. 
Auch die Stadt Bochum, die an 
der VBW beteiligt ist, muss in 
dieser Sache tätig werden. 

Weiteren Ärger gibt es in ei¬ 
nem anderen Bereich der Sied¬ 
lung. Hier werden die Häuser 
wärmeisoliert und die VBW hat 
Mieterhöhungen bis zu 100 Euro 
angekündigt. Manche Mieterin¬ 
nen fragen sich, wie sie diese 
Erhöhung aufbringen sollen. 


der Mieterinnen und Mieter. Dem 
ausgeprägten Gewinnstreben hat 
Vonovia schon immer die Forde¬ 
rungen nach Bereitstellung von 
bezahlbaren Mietwohnungen und 
den sozialen Wohnungsbau un¬ 
tergeordnet. 


bedarf im sozialen Wohnungs¬ 
bau von Investoren genutzt wer¬ 
den können, um hohe Profite aus 
der Wohnungsnot zu schlagen. 

Die Soziale Liste Bochum fordert 
deshalb: 

© Eine Satzung zum Schutz und 
Erhalt von Wohnraum! 

© Die Gründung einer städti¬ 
schen Wohnungsbau-Genos¬ 
senschaft. 

© Außerdem sollen städt. Grund¬ 
stücke für den Wohnungsbau 
nur noch bei einer 25%igen 
Quote für den sozialen Woh¬ 
nungsbau abgegeben werden. 

Wir sehen in der Wohnungspoli¬ 
tik einen Schwerpunkt der Arbeit 
der Sozialen Liste und werden in 
den nächsten Wochen auch Ak¬ 
tionen hierzu starten. Es wäre 
schön, wenn wir dabei eure Un¬ 
terstützung finden würden.” 


wäre. Beispiel: Die Gesamtmiete 
für die alte Wohnung betrug 
300,00 Euro für eine Person. Die 
neue Wohnung soll ca. 400,00 
Euro kosten und ist damit noch 
angemessen. Das Jobcenter wür¬ 
de nur noch 300,00 Euro aner¬ 
kennen. Ein Wohnungswechsel 
wäre praktisch unmöglich, weil 
die Definition „Notwendigkeit” eine 
Auslegungssache des Jobcenters 
ist. 

(Archie) 


Aus dem Programm der 

Sozialen Liste Bochum: 

Wohnen als 
Grundrecht 

Wohnen ist ein Grundrecht. Je¬ 
der Mensch, jedes Paar, jede 
Familie und jede Wohngemein¬ 
schaft muss eine den eigenen 
Bedürfnissen entsprechende 
Wohnung erhalten und diese 
auch bezahlen können. 

Hohe Mieten dürfen nicht zur 
Armutsfalle werden. Wir fordern 
daher den Stopp der Vernichtung 
von preiswerten Wohnungen und 
keinen profitorientierten Verkauf 
an „Investoren” oder Investment¬ 
gesellschaften („Heuschrecken”). 

Damit Wohnraum bezahlbarer 
wird, fordern wir den Erhalt des 
vorhandenen und die Schaffung 
von neuem kommunalem Woh¬ 
nungseigentum. Dazu soll ein 
städtisches soziales Wohnbau- 
Programm aufgelegt werden, das 
u.a. auch die Ergebnisse der So¬ 
zialberichte 2008 und 2012 be¬ 
rücksichtigt. Zweckentfremdung 
und Leerstand von Wohnraum 
muss konsequent verhindert wer¬ 
den. Die Soziale Liste fordert des¬ 
halb die Anwendung der gesetzli¬ 
chen Mittel sowie die Schaffung 
einer „Satzung zum Schutz und 
Erhalt von Wohnraum in der Stadt 
Bochum”. 

Ebenso ist Mietwucher konse¬ 
quent zu verfolgen. Städtische 
und halbstädtische Wohnungs¬ 
gesellschaften wie z. B. die VBW 
sind daraufhin zu kontrollieren, 
dass sie bezahlbaren Wohnraum 
schaffen. 

Wir wollen auch eine aktive 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit 
in unserer Stadt unter Einbezie¬ 
hung der Obdachlosenorganisa¬ 
tionen. 

Die Bevorzugung von Wohl¬ 
habenden und Reichen bei der 
Bereitstellung von Wohnraum 
oder Bauland durch die Stadt Bo¬ 
chum lehnen wir ab. 

Initiativen für den 

Stadtteil: 

In Gerthe „tut” 
sich was! 

Zum Gerther 
Markt: 

Das starke 
Engagement 
der wenigen 
restlichen 
Markthändler 
für Gerthe, die 
an diesem 
Standort 
festhalten Helgard Althoff 

wollten, zahlt 
sich bereits aus. 

Nachdem die Stadt Bochum 
den Markt aufgegeben hatte, ha¬ 
ben sich die Händler zu einer 
Gemeinschaft für den Markt 
Gerthe zusammengeschlossen. 
Unter dieser Händlerregie hat sich 
innerhalb kurzer Zeit der Markt 
zu einem offenen attraktiven Platz 
für Händlerinnen und Besucher¬ 
innen verwandelt, eben zu ei¬ 
nem richtigen Marktplatz mit dem 
Potenzial für kleinere Stadtteil¬ 
events an den Verkaufstagen. 

Es wäre schön, wenn das En¬ 
gagement der Markthändlerin¬ 
nen frühere Kundinnen und 
Händlerinnen zurückbringen 
würde und die Gertherinnen mit 

Fortsetzung Seite 3,1. Spalte 


Vonovia: 

Neue Runde der Spekulation erwartet 

Auch wenn der aktuelle Versuch einer feindlichen Übernahme des Immobilienkonzerns Deutsche 
Wohnen durch den Bochumer Konzern Vonovia vorerst gescheitert ist, wird der Übernahmekampf 
nach Ansicht der Sozialen Liste weiter gehen. 


Günter Gleising, auf der Bochumer Montaqsdemo 

Jetzt bezahlbare Wohnungen schaffen! 

Auf Einladung der Bochumer Montagsdemo sprach Günter Gleising, Ratssprecher der Sozialen 
Liste, auf der Veranstaltung am 29. Februar auf dem Husemannplatz und führte aus: 



Günter Gleising 
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Von Stadträtin Elke Kahr (KPÖ): 

Kommunale Wohnungen: 

Die Vorteile für die Wohnungs- und 
Sozialpolitik aus Sicht der Stadt Graz 

Im vergangenen Jahr konnten einige Vertreter der Sozialen Liste Bochum in der östereichischen Stadt Graz die dortige 
Kommunalpolitik studieren. Interessante Einblicke gab es dabei in das Thema Wohnungspolitik. Wir baten daher die für diesen 
Bereich zuständige Stadträtin, Elke Kahr, um eine Darstellung ihrer Erfahrungen und ihrer Arbeit in unserer Zeitung. 


ihren Einkäufen zum Erhalt und 
zur Belebung des Marktes beitra¬ 
gen würden. 

Seniorenbüro: 

Die Angebote und Anregungen 
durch das Senior*innenbüro Nord 
werden mit Begeisterung durch 
die ältere Generation angenom¬ 
men. Besonders beliebt sind die 
regelmäßigen Wanderungen über 
7 bis 10 km rund um Gerthe. Zwei¬ 
mal im Monat werden auch grö¬ 
ßere Wandertouren zu Nachbar¬ 
gemeinden/Städten organisiert. 

Dafür werden Fahrgemein¬ 
schaften gebildet, um weiter ent¬ 
fernte Ziele zu erreichen um dort 
zu starten. Die sehr gut ausgear¬ 
beiteten Routen durch Ehrenamt¬ 
liche und ihre Berichte zu den 
Sehenswürdigkeiten an der Strek- 
ke sowie über die Vergangenheit 
aus Bergbau- und Stadtgeschich¬ 
te lassen die Zeit im Flug verge¬ 
hen und sorgen immer wieder für 
Begeisterung bei allen Teilneh¬ 
merinnen. 

Bei diesen Wanderungen wer¬ 
den nicht nur alte Bekanntschaf¬ 
ten aufgefrischt, sondern auch 
neue Bekanntschaften finden 
sich. Beim beliebten abschließen¬ 
den Kaffeetrinken werden in leb¬ 
haften Gesprächen Eindrücke 
und eigene Erinnerungen, oft aus 
Kindertagen, vertieft und ausge¬ 
tauscht. 

Erhalt des Verwaltungsgebäu¬ 
des Lothringen 

Zahlreiche Bürgerinnen trafen 
sich im Kulturrat um gemeinsam 
eine Strategie zu entwickeln wie 
ein drohender Abriss des histo¬ 
rischen Gebäudes verhindert wer¬ 
den kann und welche Möglichkei¬ 
ten bestehen dieses Gebäude 
neu zu nutzen. 

Seit Jahren steht das Verwal¬ 
tungsgebäude auf dem ehemali¬ 
gen Gebiet der Zeche Lothringen 
und Konzepte der EGR heutige 
WEG zum Erhalt des Gebäudes 
scheiterten. Ein hervorragender 
Vortrag von Herrn Gans über die 
Historie des Gebäudes und des¬ 
sen kulturellen Wert für Gerthe, 
Bochum und die gesamte Region 
machte nochmals deutlich, um 
welchen einzigartigen histori¬ 
schen Schatz es geht, an dem 
namhafte Architekten beteiligt 
waren. 

Das bei einem Abbruch frei 
werdende Gelände hat schon gro¬ 
ße Begehrlichkeiten bei Gewer¬ 
betreibenden z. B. Entex Rust & 
Mitschke GmbH oder dem Dis¬ 
counter Aldi geweckt. Das Resü¬ 
mee an diesem Abend war, die 
Initiative sowie ihre Ziele durch 
Informationsstände in Gerthe be¬ 
kannt zu machen und dadurch zu 
stärken. 

Eine Unterschriftensammlung 
soll Klarheit schaffen, wie groß 
der Rückhalt in der Gerther Be¬ 
völkerung für dieses Projekt ist. 
Außerdem wird versucht mehr 
über die Grundflächengestaltung 
des Gebäudes heraus zu finden. 
Beim nächsten Treffen werden 
weitere Schritte überlegt. 

(Helgard Althoff) 

Rechte Zelle: 

Nazis in U-Haft 

Sieben Personen aus der säch¬ 
sischen Naziszene sind festge¬ 
nommen worden und sitzen in U- 
Haft. Sie gelten als Mitglieder ei¬ 
ner rechten Nazizelle und sollen 
Überfälle und Anschläge gegen 
Flüchtlinge und Linke verübt ha¬ 
ben. 



Stadträtin Elke Kahr 

(Bildquelle: Stadt Graz/Fischer) 


I: Zahlen 

Graz, eine Stadt mit 282.000 Ein¬ 
wohnern mit Hauptwohnsitz hat 
das Einweisungsrecht in rund 
11.000 Wohnungen. Davon 4.200 
befinden sich im Eigentum der 
Stadt und werden auch von der 
städtischen Wohnhausverwaltung 
verwaltet. 6.800 Wohnungen wur¬ 
den von gemeinnützigen Wohn¬ 
baugenossenschaften auf von der 
Kommune bereits aufgeschlossen 
bereitgestellten Grundstücken mit 
Hilfe von Wohnbauförderungs¬ 
mitteln des Landes Steiermark 
errichtet, verwaltet und fallen nach 
Rückzahlung der Fördermittel 
ebenfalls in das Eigentum der 
Stadt. 

II: Einige 
Schwerpunkte 

a) Mietkosten 

Auf die Höhe der Mieten in den 
6.800 Genossenschaftswohnun¬ 
gen hat die Stadt keinen Einfluss. 
Sie richten sich nach den jeweili¬ 
gen Förderungen, sind aber mit 
einigen Ausnahmen (sog. Annui¬ 
tätensprünge) deutlich niedriger 
als die Mieten für Wohnungen auf 
dem sogenannten freien Markt. 

Unter Stadtrat Ernest Kalten- 
egger (KPÖ) wurden die Mieten 


Nach monatelangen 
Stillstand soll der 
Abriss der Werkhallen 
von Opel in Laer wieder 
aufgenommen werden. 
Doch obwohl in den 
Medien Wirtschaftsver¬ 
bände immer wieder die 
fehlenden Flächen zur 
Ansiedlung beklagen, 
gibt es kein Interesse 
an den Opelflächen. 

Bisher will nur das 
Postunternehmen DHL 
in Laer ein Paket-Logis- 
tikcenter (300 bis 500 
Arbeitsplätze) bauen. 


für die 4.200 stadteigenen Woh¬ 
nungen deutlich reduziert und lie¬ 
gen seither rund 40% unter dem 
für die Steiermark zulässigen 
Richtwert. Derzeit beläuft sich die 
Nettomiete für eine Kategorie A 
(Bad, WC, Zentralheizung)-Woh- 
nung auf 4,23 Euro/m 2 . Für Kat B 
(keine Zentralheizung) stehen 
3,13 Euro/m 2 , für Kat C (keine 
Zentralheizung, kein zeitgemäßes 
Bad) 2,06 Euro/m 2 zu Buche. 
Dazu kommen Steuer, Betriebs¬ 
und Heizkosten. 

b) städtische Mietzinszu- 

zahluna 

Das Mietzinszuzahlungsmodell 
des Grazer Wohnungsamtes ga¬ 
rantiert, dass kein(e) Mieterin ei¬ 
ner der 11.000 Gemeindewoh¬ 
nungen mehr als ein Drittel des 
Haushaltseinkommens für Miete, 
Betriebskosten und Heizung auf¬ 
bringen muss. Verringert sich bei¬ 
spielsweise das Familieneinkom¬ 
men durch Arbeitslosigkeit, Pen¬ 
sionierung oder Krankheit und 
machen daher die Wohnungs¬ 
kosten mehr als ein Drittel des 
Einkommens aus, übernimmt das 
Wohnungsamt die Differenz. Die 
Mietzinszuzahlung gewinnt immer 
mehr an Bedeutung, da die allge¬ 
meine Wohnbeihilfe des Landes 
Steiermark durch massive Kür¬ 
zungen und Nichtanhebung der 
Einkommensgrenzen für immer 
weniger Mieterinnen in Frage 
kommt. So liegt ein Paar mit 
Mindestpension(l) bereits über 
der für die Gewährung einer 
Wohnbeihilfe maßgeblichen Ein¬ 
kommensgrenze. 

c) Verwaltung 

Im Unterschied zu privaten, aber 
auch genossenschaftlichen Haus¬ 
verwaltungen, wo auf einen Ver¬ 
walter mehrere tausend Objekte 
kommen, verwaltet ein städtischer 
Hausverwalter maximal 600 Woh¬ 
nungen. Das bedeutet, dass un¬ 
sere Hausverwalter für jede(n) 
Mieterin mehr Zeit für die Betreu¬ 
ung aufwenden kann. Gemessen 
an der Tatsache, dass in Gemein¬ 
dewohnungen überdurchschnitt¬ 


lich viele Personen mit finanziel¬ 
len und/oder persönlichen/ge¬ 
sundheitlichen Problemen leben, 
relativiert sich diese vermeintliche 
Unwirtschaftlichkeit rasch. Dem 
städtischen Wohnungsamt gelingt 
es, entgegen der Entwicklung auf 
dem privaten Wohnungsmarkt, 
die Zahl der Delogierungen kon¬ 
stant niedrig zu halten und ver¬ 
hindert daher das Sozialbudget 
belastende Folgekosten von De¬ 
logierungen und der damit ver¬ 
bundenen Obdachlosigkeit von 
Einzelpersonen und insbesonde¬ 
re Familien. 

d) Sanierungen. Neubau 

„Ein Bad für jede Gemeinde¬ 
wohnung” setzte sich seinerzeit 
Ernest Kaltenegger zum Ziel. Was 
er begann, konnte nun zum Ab¬ 
schluss gebracht werden: Im 
Gemeindebau gibt es so gut wie 
keine Substandardwohnungen 
mehr. Mit Fördermitteln des Lan¬ 
des Steiermark wurden mehrere 
Dutzend städtischer Wohnhäuser 
umfassend saniert und damit 
mehr als tausend Wohnungen mit 
Fernwärmeanschlüssen, zeitge¬ 
mäßen Nasszellen und gegebe¬ 
nenfalls auch mit Lärmschutzfen¬ 
stern, Liften und Baikonen ausge¬ 
stattet. 

Betreffend Neubau von Gemein¬ 
dewohnungen in Zusammenarbeit 
mit Wohnbaugenossenschaften 
(siehe oben I: Zahlen) wurde vom 
Wohnungsamt erstmals eine Stu¬ 
die „Besondere Anforderungen an 
den modernen kommunalen Wohn¬ 
bau” in Auftrag gegeben auf deren 
Basis das Objekt Floßlendstraße 
verwirklicht wurde. 

Siehe http://www.graz.at/cms/ 
beitrag/10215820/763239/ 

III: (Politische) 
Herausforderungen 

a) Schutz der Gemeinde¬ 

wohnungen vor drohen¬ 
der Privatisierung 

Bereits 2004 initiierte die KPÖ 
Graz eine Volksbefragung nach 
dem Volksrechtegesetz zum The¬ 


ma: Soll es zur Ausgliederung 
bzw. Privatisierung der Grazer 
Gemeindewohnungen kommen? 

95% der abgegebenen Stim¬ 
men lauteten auf „Nein”. Damit 
wurde den Begehrlichkeiten ins¬ 
besondere der ÖVP, die Grazer 
Gemeindewohnungen zu privati¬ 
sieren eine deutliche Absage er¬ 
teilt. Das Wohnungsamt wurde 
mittlerweile zwar in einen städ¬ 
tischen Eigenbetrieb überführt, 
das Eigentum an den Wohnun¬ 
gen hält aber immer noch die 
Stadt. Sie bilden dank ihrer gün¬ 
stigen Mieten ein zwar verhält¬ 
nismäßig kleines, aber wirksames 
Korrektiv zu den überteuerten 
Wohnungen auf dem sogenann¬ 
ten freien Markt. 

b) Grundstücksvorsorge. 

Neubau 

ln der letzten Funktionsperiode 
des Grazer Gemeinderates (2008 
-2013) stimmte die KPÖ dem 
Regierungsübereinkommen zwi¬ 
schen ÖVP und Grünen im Be¬ 
reich Wohnen mit der Bedingung 
zu, dass Grundstücke für 500 
Wohnungen (Wohnbaupaket I) 
bereitgestellt werden. 

In der laufenden Funktionspe¬ 
riode hat die KPÖ einem Doppel¬ 
budget für 2015/2016 unter an¬ 
derem mit der Bedingung zuge¬ 
stimmt, dass Grundstücke für 
weitere 500 Wohnungen (Wohn¬ 
baupaket II) angekauft werden. 
Diese Vereinbarungen wurden 
und werden eingehalten, 500 
Wohnungen aus dem Wohnbau¬ 
paket I sind errichtet, Grundstük- 
ke für das Wohnbaupaket II be¬ 
reitgestellt. 

c) Zweckwidmung und 

Aufstockung der Wohn- 

bauförderungsgelder 

Nicht im Verantwortungsbereich 
der Kommune, aber umso wichti¬ 
ger ist der Einsatz für eine be¬ 
stimmungsgemäße Verwendung 
der Gelder, die unselbständig Er¬ 
werbstätigen vom Bruttolohn (1%) 
unter dem Titel „Wohnbauförde¬ 
rungsbeitrag abgezogen werden. 
Inzwischen hauptsächlich zum 
Stopfen von Budgetlöchern des 
Landes Steiermark verwendet, 
steht so für den sozialen Wohn¬ 
bau immer weniger Geld zur Ver¬ 
fügung. 

d) Ermittlung des 
Wohnungsleerstandes 

Schätzungen zufolge stehen in 
Graz mehrere tausend Wohnun¬ 
gen leer. Diese dem Markt - zu 
vernünftigen Preisen - zuzufüh¬ 
ren, zählt zu den wichtigsten Zie¬ 
len einer fortschrittlichen Woh¬ 
nungspolitik. Grundlage für die¬ 
ses Vorhaben ist eine seriöse 
Ermittlung des Leerstandes. 


Besuchen Sie uns: 

soziale-liste-bochum.de 
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Hartz IV: 

Jeder dritte Wider¬ 
spruch erfolgreich 

Mehr als jeder dritte Hartz-IV- 
Empfänger, der gegen vom Job- 
Center verhängte Sanktionen Wi¬ 
derspruch einlegt oder klagt, be¬ 
kommt Recht. Dies geht aus ei¬ 
ner Antwort der Bundesregie¬ 
rung auf eine Anfrage hervor, die 
kürzlich veröffentlicht wurde. 

Demnach wurde im vergangenen 
Jahr rund 18.600 Widersprüchen 
in rund 51.000 Fällen ganz oder 
teilweise stattgegeben. Bei den 
5.867 Fällen, die 2015 vor Ge¬ 
richt landeten, waren 2.325 Be¬ 
troffene erfolgreich. Diese Zah¬ 
len sind eine Bestätigung für die 
Forderung Strafen und Leistungs¬ 
versagung für Hartz-IV-Empfän- 
ger*innen abzuschaffen. Die Zah¬ 
len zeigen, die Sanktionspraxis 
ist in hohem Maße rechtswidrig. 

Verein „Sanktionsfrei“: 

Aktiv gegen 
falsche Bescheide 

Der Verein „Sanktionsfrei”, dem 
es gelungen ist 95.000 Euro zu 
sammeln, startet mit anwaltlicher 
Beratung und weiterer Unterstüt¬ 
zung für Hartz-IV-Bezieher*innen, 
damit diese sich gegen Sank¬ 
tionen zur Wehr setzen können. 

JobCenter begehen ständig Un¬ 
recht. Nach einer Statistik des Ber¬ 
liner Arbeitslosenzentrums sind ins¬ 
gesamt 40 Prozent aller vom 
Jobcenter verschickten „Sanktions¬ 
bescheide“ rechtswidrig. Dadurch 
werden Menschen unverantwort¬ 
lich in Armut gestürzt. Der Verein 
arbeitet mit Anwaltskanzleien zu¬ 
sammen, die gute Erfolgsquoten 
haben, um das Recht der Betroffe¬ 
nen durchzusetzen. 

Mit der Internetplattform „sank- 
tionsfrei.de” möchte der Verein Er¬ 
werbslose in die Lage versetzen, 
diese gesellschaftlich relevanten 
Klagen durchzuführen und dem 
Recht Geltung zu verschaffen. 
Auch eine Aufstockung des durch 
das JobCenter gekürzten Hartz- 
IV-Betrages als Darlehen ist mög¬ 
lich, damit sich die Betroffenen voll 
auf ihre Klage konzentrieren kön¬ 
nen. Folgende Vorgehensweise 
wird vom Verein bei Gegenwehr 
empfohlen: Der Sanktionsbescheid 
kann abfotografiert werden und 
dem Verein online zugeschickt wer¬ 
den. Dann werden Handlungs¬ 
empfehlungen gegeben, ob sich 
ein Widerspruch lohnt. Die Klien¬ 
ten können über den Verein-in 
Zusammenarbeit mit den Anwäl¬ 
ten - ihren Rechtsanspruch geltend 
machen und sicher sein, dass ent¬ 
sprechende Schreiben beim 
Jobcenter ankommen. 

Infos: www „sanktionsfrei.de” 

(EbE) 


Der Wandertipp: 

Hiltroper Park, Gysenberger 
Wald und Langeloh 

Was viele nicht vermuten: Auch im Ruhrgebiet kann man sehr gut wandern. Das 
bewies die Soziale Liste bei ihrer Wanderung Anfang April. Startpunkt war die 
„Kitschbude“ an der Haltestelle (308/318) Heinrichstr. am Castroper Hellweg in 
Bochum-Gerthe. 


Ulrich Achenbach 




Von dort ging es durch das 
Hiltroper Bachtal bzw. dem Hil¬ 
troper Park vorbei an einem Teich 
(uns begrüßte dort eine Rauch¬ 
gans mit sieben Küken). 

Es ging dann weiter durch den 
Gysenberger Wald und über Feld¬ 
wege bis zum schönen Natur¬ 
schutzgebiet Langeloh, von dort 
durch den Erinpark (benannt nach 


der ehemaligen Schachtanlage 
Erin) in Castrop-Rauxel. 

In der Castroper Altstadt fand 
die Wanderung ihren Ausklang in 
einem gemütlichen Restaurant. 
Zurück ging es mit dem Bus. (Die¬ 
se Wanderung ist diesmal auch 
unser Ausflugstipp.) 




Sorgen für Ärger: 

Neue Rundfunkgebühren 

Die neuen Regelungen für Rundfunkgebühren sorgen für großen Ärger. Das machen zahlreiche 
Zuschriften und Meinungsäußerungen deutlich, die bei uns eingegangen sind. 


Aus der früheren GEZ ist jetzt der 
„Beitragsservice von ARD, ZDF 
und Deutschlandradio” geworden. 
Der Service besteht jetzt darin 
mit Mahnungen und Drohungen 
das Geld einzufordern. Zentrale 
Bestimmung für die Rundfunkge¬ 
bühren ist: Wer nachweislich kei¬ 


ne Rundfunkgeräte nutzt, kann 
sich nicht befreien lassen. „Pro 
Wohnung ist ein Beitrag zu zah¬ 
len, unabhängig davon, ob und 
welche Rundfunkgeräte vorhan¬ 
den sind.” 

Die Soziale Liste wird mit ei¬ 
ner Ratsanfrage die Einbeziehung 


der Stadt Bochum in das System 
erfragen. In unserer nächsten 
Ausgabe der Zeitung werden wir 
über die weitere Entwicklung be¬ 
richten und bitten um Zuschriften 
zu diesem Thema. 

(Font./sing) 


Flüchtlinasheime: 

2016 schon 270 Angriffe 


ln den ersten drei Monaten dieses Jahres hat es nach Angaben 
268 Angriffe auf Flüchtlingsheime in Deutschland gegeben. 


In 244 Fällen seien die Täterin¬ 
nen dem rechts motivierten Spek¬ 
trum zuzuordnen, teilte eine BKA- 
Sprecherin kürzlich mit. 

Bei 24 Delikten könne ein poli¬ 
tischer Hintergrund noch nicht si¬ 


cher ausgeschlossen werden. 
Überwiegend handelte es sich 
nach BKA-Angaben um Gewalt¬ 
delikte (53 Fälle), Sachbeschädi¬ 
gungen (103 Fälle) und Propa¬ 
gandadelikte (69 Fälle). Im ers- 


des Bundeskriminalamts bereits 


ten Quartal gab es demnach zu¬ 
dem 29 Brandstiftungen, zwei 
Vergehen gegen das Sprengstoff¬ 
gesetz und in einem Fall das Her¬ 
beiführen einer Sprengstoff¬ 
explosion. 



Telefon: 

0234 - 910 1047 

Ihr Ratsmitglied 
Günter Gleising steht 
für Fragen, 
Meinungen, Hilfe, 
Einsichtnahme in 
Ratsunterlagen u. ä. 
zur Verfügung. 
Einfach Anrufen. 


Gemeinsamer Antrag: 

CDU kooperiert 
mit der AfD 

Im März erklärte der CDU-Lan- 
desvorsitzende Armin Laschet 
noch, dass jegliche Zusammen¬ 
arbeit der CDU mit der AfD aus¬ 
geschlossen ist. 


Christian Hardt, CDU-Landtags- 
abgeordneter und Fraktionschef 
in Bochum sieht das offensicht¬ 
lich ganz anders. 


CDU-Ratsfraktion 

Fraktion “FDP & DIE STADTGESTALTER” im Rat 
UWG-Ratsfraktion 
AfD-Fraktion 
Freie Bürger im Rat 


ürgermeister 

(irch 

15 . 03 . 20 ' 



gantrag zur Sitzung des Rates am 

einer/eines Beigeordneten fStadtri 



Im Streit um den für die CDU 
reklamierten Posten des Rechts¬ 
dezernenten waren Hardt und sei¬ 
ne Fraktion bereit die Zusammen¬ 
arbeit mit der AfD zu suchen. 
Gemeinsam stellten CDU, FDP, 
UWG und Freie Bürger einen ge¬ 
meinsamen Antrag um die Wahl 
des „Beigeordneten für Personal, 
Recht und Ordnung” zu verhin¬ 
dern. Aber auch mit der AFD 
scheiterte das Vorhaben. 


Arabische Länder: 

Krieg und Terror 

Krieg und Terror in den arabi¬ 
schen Ländern war das aktuel¬ 
le Thema bei einem Treffen der 
Sozialen Liste Bochum. Der 
Bochumer Orientalist, Holger 
Brune M.A. erklärte die Hinter¬ 
gründe und Folgen des arabi¬ 
schen Frühlings. 

Die ganze Region ist seit der 
Arabellion flächendeckend desta¬ 
bilisiert und es scheint für die 
Zukunft keinen Marshallplan zu 
geben. Brune konzentrierte sich 
bei seiner PowerPoint Präsenta¬ 
tion auch auf die Unterschiede 
zwischen Sunniten und Schiiten 
und den Stellvertreterkrieg ihrer 
Förderer aus der Golfregion, wel¬ 
che eifrig Waffen aus dem We¬ 
sten einkaufen. 

Der politische Islam wurde 
durch die starke Rezeption der 
Reformtheologen Afghani, Abduh, 
Riza, Maududi und durch die ein¬ 
flussreiche Muslimbruderschaft in 
den Kontext zum Imperialismus 
des 19. und 20. Jahrhundert ge¬ 
stellt. Salafismus und politischer 
Islam, sowie der Terrorismus und 
NATO und CIA Operationen ga¬ 
ben eine gute Grundlage zur an¬ 
schließenden Diskussion, die 
deutlich zeigte, wie vielschichtig 
der Konflikt besonders in Syrien 
und Libyien geworden ist. 

(HB) 


SOZIALE LISTE BOCHUM 

Wir finden uns nicht damit ab, dass immer mehr Menschen verarmen, während Kapitalbesitzerjnnen 
und Vermögende immer reicher werden. Es ist eine Lüge, dass wir uns eine gute Bildung für alle, gut 
ausgestattete Kindergärten, eine ausgebaute öffentliche Infrastruktur und öffentlichen Wohnungsbau 
nicht mehr leisten könnten. Die Kassen sind leer, weil die Unternehmen dank der „Steuerreform” immer 
weniger Steuern zahlen, weil sie gleichzeitig immer mehr Menschen arbeitslos machen. 

Wir treten für ein lebens- und liebenswertes, ein menschliches und solidarisches Bochum ein. 
Konsequent und unbestechlich wollen wir den Interessen der kleinen Leute Gehör verschaffen. Im 
Gegensatz zu anderen Parteien erhalten wir keine Zuwendungen von Unternehmen oder reichen 
Mäzenen. Dennoch benötigen auch wir Geld, um unsere Positionen bekannt zu machen, um 
Flugblätter und Veranstaltungen zu finanzieren. Jede auch noch so kleine Spende ist willkommen: 

Spendenkonto: GLS Gemeinschaftsbank e.G., 

IBAN: DE12 4306 0967 4008 9169 00 
BIC: GENODEM1GLS 


Ich brauche... 


Herausgeberin: 


O Hilfe bei Behördengängen, bei Fra¬ 
gen zur Miete, Beratung zu ALG II. 
O Informationen über die Soziale Liste 
Bochum. 

O Einladungen zu Veranstaltungen. 

Name: _ 

Straße: _ 

PLZ,Ort: _ 

Tel.: _ 


Soziale Liste Bochum, Vorstand und 
Soziale Liste im Rat 

V.i.S.d.P.: 

Günter Gleising, Soziale Liste, Wil- 
ly-Brandt-Platz 2-6, 44777 Bochum. 
Druck: Kieldruck GmbH, Kiel 
E-Mail: 

SozialeListelmRat@bochum.de 

oder 

info@soziale-liste-bochum.de 
Internet: www.soziale-liste-bochum.de 
Telefon: 0234-910 10 47 
Fax: 0234-910 10 48 

























































